
tragene Verantwortung bei der Erziehung der Bürger 
'zur freiwilligen Einhaltung des Rechts, bei der Über­
windung von geringfügigen Rechtsverletzungen und der 
Klärung von Rechtsstreitigkeiten wahrzunehmen.
Es kann festgestellt werden, daß die für die Mitarbeit 
in Schiedskommissionen gewonnenen Bürger dieser 
ehrenamtlichen Tätigkeit großes Interesse entgegen­
bringen. Mit viel Verständnis und Einfühlungsvermögen 
lösen sie verantwortungsbewußt die an sie herange­
tragenen Konflikte. Dabei möchten wir die Tatsache 
hervorheben, daß etwa 50 Prozent der in den Schieds­
kommissionen tätigen Bürger parteilos sind und viele 
von ihnen erstmals eine ehrenamtliche Funktion über­
nommen haben.

Es wurden aber auch einige Probleme sichtbar:
1. Es gibt wesentliche Unterschiede in der Entwicklung 
der Schiedskommissionen in den Landgemeinden und 
der Schiedskommissionen in den Städten. Sie beziehen 
sich sowohl auf die Bildung als auch auf die Tätigkeit. 
Die Bildung von Schiedskommissionen vollzieht sich in 
den Städten schwieriger als in den Gemeinden.
2. Es ist auch ein ungleichmäßiges Tempo bei der 
schrittweisen Bildung der Schiedskommissionen in den 
Kreisen festzustellen. Zum Teil gibt es erhebliche 
Rückstände; die Volksvertretungen und ihre Räte ent­
wickeln eine unterschiedliche Aktivität.
Es ist zu beachten, daß Schiedskommissionen im ver­
gangenen Jahr vorwiegend dort gebildet wurden, wo 
die besten Voraussetzungen gegeben waren. Der wei­
tere Verlauf wird sich deshalb etwas schwieriger ge­
stalten. Das bezieht sich insbesondere auf die größeren

Städte, wo bereits jetzt Verzögerungen bei der Bildung 
und Aufnahme der Tätigkeit der Schiedskommissionen 
eingetreten sind.
3. Es hat sich in der Praxis mehr bewährt, Schieds­
kommissionen nur auf territorialer Ebene zu bilden. 
Die von den Kreistagen beschlossenen Pläne, nach denen 
ursprünglich die Bildung in größerem Umfange in wirt­
schaftlichen Bereichen — LPG, GPG, Privatbetrieben — 
vorgesehen war, wurden vielfach abgeändert. Diese Ent­
wicklung muß weiterverfolgt werden, da andererseits 
gegenwärtig in einigen gut geleiteten Genossenschaften 
ein echtes Bedürfnis nach Schiedskommissionen besteht. 
Die Volksvertretungen können deshalb erst nach einem 
längeren Zeitablauf übersehen, inwieweit sich die 
Notwendigkeit zur Bildung weiterer Schiedskommissio­
nen in wirtschaftlichen Bereichen ergibt.
4. Der Verfassungs- und Rechtsausschuß hat bei seinen 
Einsätzen und Aussprachen mit Mitgliedern der Schieds­
kommissionen und Mitarbeitern der Rechtspflegeorgane 
den Eindruck gewonnen, daß angesichts der wachsenden 
Anzahl der Schiedskommissionen die Anleitung und 
Qualifizierung sowie die Kontrolle der Ergebnisse der 
Schiedskommissionen vom Standpunkt der einheitlichen 
Rechtspolitik zu einem echten Problem geworden ist, 
das mit den herkömmlichen Arbeitsmethoden nicht zu 
lösen ist.
Im Interesse der einheitlichen Rechtspolitik halten wil­
es für überlegenswert, ein ehrenamtliches Gremium zu 
bilden, das die Anleitung und Arbeit mit den Schieds­
kommissionen in den Kreisen übernimmt. Uns ist be­
kannt, daß bei einigen Kreisgerichten bereits so verfah­
ren wird.

Die DDR ist der wahre deutsche Rechtsstaat

Diskussionsbeitrag von Dr. Heinrich Toeplitz, Präsident des Obersten Gerichts der DDR

Die heutige Beratung bietet die Gelegenheit, einige Be­
merkungen zur Verwirklichung der Menschenrechte in 
der Deutschen Demokratischen Republik zu machen. 
Damit wird gleichzeitig ein Thema aufgegriffen, das 
in der offenen Diskussion über die Grundfragen in 
Deutschland von wesentlicher Bedeutung ist.
Ich darf an folgende Feststellung des Staatsratser­
lasses erinnern: In der Deutschen Demokratischen Re­
publik sind die Menschenrechte, Gerechtigkeit, die 
Gleichheit aller Bürger vor dem Gesetz und die Wah­
rung ihrer Freiheit entscheidende Grundpfeiler der so­
zialistischen Demokratie. Das konnte nur in dem Teil 
Deutschlands verwirklicht werden, in dem der Sozia­
lismus aufgebaut wird; denn nur durch die Beseitigung 
der Ausbeutung des Menschen durch den Menschen 
wird die wahre Gleichheit vor dem Gesetz hergestellt; 
nur durch die Verwirklichung der Gleichberechtigung 
der Frau in Staat, Wirtschaft und Kultur werden alle 
schöpferischen Kräfte der Frauen freigesetzt; und nur 
durch die Brechung des Bildungsmonopols der Besit­
zenden wird allen Begabungen die Möglichkeit der Ent­
faltung gegeben. Der umfassende Aufbau des Sozialis­
mus bietet allen Bürgern eine glückliche Perspektive 
und sichert ihre Mitwirkung an der Gestaltung des 
staatlichen, wirtschaftlichen und kulturellen Lebens. 
Deshalb ist in der DDR der wahre Rechtsstaat in 
Deutschland entstanden — in Erfüllung der völkerrecht­

lichen Verpflichtungen des deutschen Volkes und der 
Vorstellungen deutscher Antifaschisten.
Nachdem die Hitlerfaschisten Verbrechen in Gesetzes­
form gebracht und aus Gerichten eines bürgerlich-kapi­
talistischen Staates Institutionen der Grausamkeit und 
des Verbrechens gemacht hatten, ergab sich 1945 für das 
deutsche Volk die zwingende Notwendigkeit, auch auf 
dem Gebiet des Rechts und der Rechtspflege das fa­
schistische System mit seinen Wurzeln zu beseitigen. 
Das Potsdamer Abkommen stellte zur Erreichung dieses 
Zieles zwei Forderungen auf:
1. die Umgestaltung des Gerichtswesens entsprechend 

den Grundsätzen der Demokratie und der Gerech­
tigkeit auf der Grundlage der Gesetzlichkeit und der 
Gleichheit aller Bürger;

2. die Bestrafung der Nazi- und Kriegsverbrecher. 
Diese Forderungen, die sich mit der Zielsetzung des 
Nationalkomitees „Freies Deutschland“ und dem Auf­
ruf der Kommunistischen Partei Deutschlands vom
11. Juni 1945 deckten, wurden bei uns konsequent ver­
wirklicht. Wir begannen damit, alle jene Kräfte aus der 
Justiz, dem Staatsapparat und den öffentlichen Ämtern 
zu entfernen und zur Verantwortung zu ziehen, die 
während der faschistischen Zeit an dem Mißbrauch und 
der Verletzung der Menschenrechte mitgewirkt hatten. 
Aus der Justiz wurden alle ehemaligen Mitglieder der 
NSDAP und diejenigen, die an der Strafpolitik des Hit-
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